
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Einstellungen nach § 154 Abs. 2 Strafprozessordnung in Bayern seit 2000 nach 
vorheriger Untersuchungshaft oder belastenden Strafverfolgungsmaßnahmen

Die Einstellung eines Verfahrens nach § 154 Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) 
dient der Verfahrensökonomie, kann für Betroffene jedoch erhebliche Folgen haben, 
wenn zuvor Untersuchungshaft, Durchsuchungen, Beschlagnahmen oder sonstige 
belastende Maßnahmen durchgeführt wurden. Von besonderem öffentlichem Inter-
esse ist daher, wie häufig solche Einstellungen erfolgen, ob Entschädigungsfragen 
ausreichend geprüft werden und ob Strafverfolgungsmaßnahmen im Nachhinein als 
verhältnismäßig bewertet werden.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Einstellungen nach § 154 Abs. 2 StPO seit 2000  �   4

1.1	 Wie viele Verfahren wurden seit dem Jahr 2000 in Bayern nach § 154 
Abs. 2 StPO eingestellt, nachdem zuvor in demselben Verfahren Unter-
suchungshaft, Haftverschonungsauflagen, Durchsuchungen, Beschlag-
nahmen oder sonstige belastende Strafverfolgungsmaßnahmen an-
geordnet worden waren?  �   4

1.2	 Wie verteilen sich diese Einstellungen nach Jahren, Staatsanwalt-
schaften und Deliktsgruppen?  �   4

1.3	 Wie hoch war der Anteil solcher Einstellungen an allen Verfahrens-
einstellungen?  �   4

2.		 Vorherige Untersuchungshaft  �   4

2.1	 In wie vielen nach § 154 Abs. 2 StPO eingestellten Verfahren befanden 
sich Betroffene zuvor in Untersuchungshaft?  �   4

2.2	 Wie lange dauerte die Untersuchungshaft in diesen Fällen durch-
schnittlich und maximal?  �   4

2.3	 Wie viele dieser Fälle betrafen Untersuchungshaft, die auf einem spä-
ter nicht weiterverfolgten Verfahren beruhte?  �   4

3.		 Sonstige belastende Maßnahmen  �   4

3.1	 In wie vielen nach § 154 Abs. 2 StPO eingestellten Verfahren wurden 
zuvor Durchsuchungen durchgeführt?  �   4
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3.2	 In wie vielen Fällen wurden Beschlagnahmen, Datenträgerauswertungen, 
Meldeauflagen, Haftverschonungsauflagen oder sonstige Maßnahmen 
angeordnet?  �   4

3.3	 Wie viele dieser Maßnahmen wurden nach Einstellung rückabgewickelt 
oder aufgehoben?  �   4

4.		 Entschädigungsentscheidungen  �   5

4.1	 In wie vielen Fällen wurde nach einer Einstellung gemäß § 154 Abs. 2 
StPO eine Grundentscheidung nach dem Gesetz über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) getroffen?  �   5

4.2	 In wie vielen Fällen wurde keine Entschädigungsentscheidung ge-
troffen?  �   5

4.3	 Aus welchen Gründen unterblieb eine Entschädigungsentscheidung 
in diesen Fällen?  �   5

5.		 Anerkannte und abgelehnte Entschädigungen  �   5

5.1	 In wie vielen Fällen wurden Entschädigungsansprüche nach Ein-
stellungen gemäß § 154 Abs. 2 StPO anerkannt?  �   5

5.2	 In wie vielen Fällen wurden Entschädigungsansprüche abgelehnt?  �   5

5.3	 Wie hoch waren die seit dem Jahr 2000 gezahlten Entschädigungen 
in solchen Fällen insgesamt?  �   5

6.		 Kosten und Verfahrensökonomie  �   5

6.1	 Welche Kosten entstanden seit dem Jahr 2000 durch Verfahren, die 
nach vorherigen belastenden Maßnahmen gemäß § 154 Abs. 2 StPO 
eingestellt wurden?  �   5

6.2	 Welche Kosten wurden durch solche Einstellungen nach Einschätzung 
der Staatsregierung eingespart?  �   5

6.3	 Wie bewertet die Staatsregierung das Verhältnis zwischen Verfahrens-
ökonomie, Kostenersparnis und Belastung der Betroffenen?  �   5

7.		  Staatsanwaltschaften im Vergleich  �   5

7.1	 Wie viele Verfahren nach § 154 Abs. 2 StPO, bei denen zuvor Unter-
suchungshaft, Haftverschonungsauflagen, Durchsuchungen, Beschlag-
nahmen oder sonstige belastende Strafverfolgungsmaßnahmen an-
geordnet worden waren, entfielen seit dem Jahr 2000 auf die 
Staatsanwaltschaft Augsburg?  �   5

7.2	 Welche Staatsanwaltschaften wiesen besonders hohe Zahlen von 
Einstellungen nach § 154 Abs. 2 StPO nach vorheriger Untersuchungs-
haft oder Zwangsmaßnahmen auf?  �   6
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7.3	 Wie hoch war der prozentuale Anteil der bei der Staatsanwaltschaft 
Augsburg geführten Verfahren nach Frage 7.1 an der Gesamtzahl der 
bayernweit seit dem Jahr 2000 gemäß § 154 Abs. 2 StPO eingestellten 
Verfahren mit vorheriger Untersuchungshaft, Haftverschonungsauf-
lage, Durchsuchung, Beschlagnahme oder sonstigen belastenden 
Strafverfolgungsmaßnahmen?  �   6

8.		 Belastung, Verfahrensökonomie und Kontrollmechanismen  �   6

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob Ein-
stellungen nach § 154 Abs. 2 StPO nach vorheriger Untersuchungs-
haft, Haftverschonungsauflagen, Durchsuchungen, Beschlagnahmen 
oder sonstigen belastenden Strafverfolgungsmaßnahmen im Zu-
sammenhang mit Arbeitsbelastung, Personalmangel, Zeitdruck oder 
organisatorischen Defiziten bei Staatsanwaltschaften stehen?  �   6

8.2	 In wie vielen Fällen seit dem Jahr 2000 wurde eine Einstellung nach 
§ 154 Abs. 2 StPO nach vorheriger Untersuchungshaft, Haftver-
schonungsauflagen, Durchsuchungen, Beschlagnahmen oder sons-
tigen belastenden Strafverfolgungsmaßnahmen ausdrücklich mit Ver-
fahrensökonomie, Arbeitsentlastung, geringer Straferwartung neben 
anderen Verfahren oder fehlender zusätzlicher Strafzumessungs-
relevanz begründet?  �   7

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Dokumentationsmechanismen 
bestehen, um bei Einstellungen nach § 154 Abs. 2 StPO nach vor-
herigen belastenden Strafverfolgungsmaßnahmen sicherzustellen, 
dass Grundrechtseingriffe, Entschädigungsfolgen und Kostenfolgen 
vor der Einstellung vollständig geprüft und aktenkundig gemacht wer-
den?  �   7

Hinweise des Landtagsamts  �   8
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 11.07.2026

1.		 Einstellungen nach § 154 Abs. 2 StPO seit 2000

1.1	 Wie viele Verfahren wurden seit dem Jahr 2000 in Bayern nach § 154 
Abs. 2 StPO eingestellt, nachdem zuvor in demselben Verfahren 
Untersuchungshaft, Haftverschonungsauflagen, Durchsuchungen, 
Beschlagnahmen oder sonstige belastende Strafverfolgungsmaß-
nahmen angeordnet worden waren?

1.2	 Wie verteilen sich diese Einstellungen nach Jahren, Staatsanwalt-
schaften und Deliktsgruppen?

1.3	 Wie hoch war der Anteil solcher Einstellungen an allen Verfahrens-
einstellungen?

2.		 Vorherige Untersuchungshaft

2.1	 In wie vielen nach § 154 Abs. 2 StPO eingestellten Verfahren befanden 
sich Betroffene zuvor in Untersuchungshaft?

2.2	 Wie lange dauerte die Untersuchungshaft in diesen Fällen durch-
schnittlich und maximal?

2.3	 Wie viele dieser Fälle betrafen Untersuchungshaft, die auf einem 
später nicht weiterverfolgten Verfahren beruhte?

3.		 Sonstige belastende Maßnahmen

3.1	 In wie vielen nach § 154 Abs. 2 StPO eingestellten Verfahren wurden 
zuvor Durchsuchungen durchgeführt?

3.2	 In wie vielen Fällen wurden Beschlagnahmen, Datenträgeraus-
wertungen, Meldeauflagen, Haftverschonungsauflagen oder sonstige 
Maßnahmen angeordnet?

3.3	 Wie viele dieser Maßnahmen wurden nach Einstellung rückabgewickelt 
oder aufgehoben?
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4.		 Entschädigungsentscheidungen

4.1	 In wie vielen Fällen wurde nach einer Einstellung gemäß § 154 Abs. 2 
StPO eine Grundentscheidung nach dem Gesetz über die Ent-
schädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) getroffen?

4.2	 In wie vielen Fällen wurde keine Entschädigungsentscheidung ge-
troffen?

4.3	 Aus welchen Gründen unterblieb eine Entschädigungsentscheidung 
in diesen Fällen?

5.		 Anerkannte und abgelehnte Entschädigungen

5.1	 In wie vielen Fällen wurden Entschädigungsansprüche nach Ein-
stellungen gemäß § 154 Abs. 2 StPO anerkannt?

5.2	 In wie vielen Fällen wurden Entschädigungsansprüche abgelehnt?

5.3	 Wie hoch waren die seit dem Jahr 2000 gezahlten Entschädigungen 
in solchen Fällen insgesamt?

6.		 Kosten und Verfahrensökonomie

6.1	 Welche Kosten entstanden seit dem Jahr 2000 durch Verfahren, die 
nach vorherigen belastenden Maßnahmen gemäß § 154 Abs. 2 StPO 
eingestellt wurden?

6.2	 Welche Kosten wurden durch solche Einstellungen nach Einschätzung 
der Staatsregierung eingespart?

6.3	 Wie bewertet die Staatsregierung das Verhältnis zwischen Verfahrens-
ökonomie, Kostenersparnis und Belastung der Betroffenen?

7.		  Staatsanwaltschaften im Vergleich

7.1	 Wie viele Verfahren nach § 154 Abs. 2 StPO, bei denen zuvor Unter-
suchungshaft, Haftverschonungsauflagen, Durchsuchungen, Be-
schlagnahmen oder sonstige belastende Strafverfolgungsmaß-
nahmen angeordnet worden waren, entfielen seit dem Jahr 2000 auf 
die Staatsanwaltschaft Augsburg?
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7.2	 Welche Staatsanwaltschaften wiesen besonders hohe Zahlen von 
Einstellungen nach § 154 Abs. 2 StPO nach vorheriger Untersuchungs-
haft oder Zwangsmaßnahmen auf?

7.3	 Wie hoch war der prozentuale Anteil der bei der Staatsanwaltschaft 
Augsburg geführten Verfahren nach Frage 7.1 an der Gesamtzahl der 
bayernweit seit dem Jahr 2000 gemäß § 154 Abs. 2 StPO eingestellten 
Verfahren mit vorheriger Untersuchungshaft, Haftverschonungsauf-
lage, Durchsuchung, Beschlagnahme oder sonstigen belastenden 
Strafverfolgungsmaßnahmen?

Die Fragen 1.1 bis 7.3 werden zusammen beantwortet.

Die Gerichte entscheiden über die Einstellung von Strafverfahren nach § 154 Abs. 2 
Strafprozessordnung (StPO) in richterlicher Unabhängigkeit. Dies gilt auch für ggf. 
erforderliche Folgeentscheidungen nach §§ 464 ff StPO über die Verfahrenskosten 
oder nach § 8 Abs. 1 Gesetz über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 
(StrEG) über eine Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staatsanwalt-
schaften und Gerichte möglich. Auch unter Berücksichtigung der großen Bedeutung 
des parlamentarischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags wäre der hiermit 
verbundene Aufwand unvertretbar hoch.

Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnismäßig-
keit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ Bezug 
genommen. Die Ausführungen gelten für Gegenstand und Zweck der ebenfalls nach 
bundeseinheitlichen Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Gerichte 
entsprechend.

8.		 Belastung, Verfahrensökonomie und Kontrollmechanismen

8.1	 Welche Erkenntnisse liegen der Staatsregierung darüber vor, ob Ein-
stellungen nach § 154 Abs. 2 StPO nach vorheriger Untersuchungs-
haft, Haftverschonungsauflagen, Durchsuchungen, Beschlagnahmen 
oder sonstigen belastenden Strafverfolgungsmaßnahmen im Zu-
sammenhang mit Arbeitsbelastung, Personalmangel, Zeitdruck oder 
organisatorischen Defiziten bei Staatsanwaltschaften stehen?
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8.2	 In wie vielen Fällen seit dem Jahr 2000 wurde eine Einstellung nach 
§ 154 Abs. 2 StPO nach vorheriger Untersuchungshaft, Haftver-
schonungsauflagen, Durchsuchungen, Beschlagnahmen oder sonsti-
gen belastenden Strafverfolgungsmaßnahmen ausdrücklich mit Ver-
fahrensökonomie, Arbeitsentlastung, geringer Straferwartung neben 
anderen Verfahren oder fehlender zusätzlicher Strafzumessungs-
relevanz begründet?

Fragen 8.1 und 8.2 werden zusammen beantwortet.

Die Gerichte und Staatsanwaltschaften in Bayern sind sehr leistungsfähig. Erkennt-
nisse im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Ergänzend wird auf die Antwort zu 
den Fragen 1.1 bis 7.3 Bezug genommen.

8.3	 Welche internen Kontroll-, Prüf- oder Dokumentationsmechanismen 
bestehen, um bei Einstellungen nach § 154 Abs. 2 StPO nach vor-
herigen belastenden Strafverfolgungsmaßnahmen sicherzustellen, 
dass Grundrechtseingriffe, Entschädigungsfolgen und Kostenfolgen 
vor der Einstellung vollständig geprüft und aktenkundig gemacht 
werden?

Auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 7.3 wird Bezug genommen. Die dort genannten 
Entscheidungen sind Bestandteil der Verfahrensakten.

Darüber hinaus ist eine rechtsstaatliche, neutrale und verhältnismäßige Strafverfolgung 
durch die strikte Bindung der Strafverfolgungsbehörden an Recht und Gesetz, gericht-
liche Kontrolle durch Richtervorbehalte und strafprozessuale Rechtsbehelfe sowie eine 
umfassende Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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